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Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

die Anzahl politisch motivierter Straf- und Gewalttaten stieg in der Bundesrepublik Deutschland 

mit Verweis auf die vom Bundeskriminalamt (BKA) erhobenen Zahlen im Vergleich zum Vorjahr 

deutlich an. Auch das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) verweist auf die qualitative und 

quantitative Zunahme von extremistischen Bewegungen in allen zu beobachtenden 

Phänomenbereichen. Mit Blick auf die einzelnen Bundesländer gibt es regionale Schwerpunkte 

einzelner Strömungen und Akteure aus dem extremistischen Raum, jedoch ist deutlich zu 

erkennen, dass es flächendeckend eine zentrale innenpolitische Herausforderung darstellt, jene 

Gefahren in Zukunft zu minimieren.  

Der entsprechende Antrag (Drucksache 18/14031) versucht sich dieser Aufgabe anzunehmen, 

kann inhaltlich aber keinen Beitrag zur effizienten Extremismusbekämpfung liefern. Es steht außer 

Frage, dass ein legitimes Interesse darin besteht, dass Fördergelder nicht zweckentfremdet werden 

und sichergestellt werden muss, dass politische Bildungsarbeit nicht von extremistischen Akteuren 

verwendet wird. Dies kann aber nicht durch den entsprechenden Vorschlag gewährleistet werden.  

 

Folgende Punkte sind im Antrag kritisch zu sehen:  

 

1) Eine pauschale schriftliche Verpflichtungserklärung ist kein geeignetes Mittel, um 

Verfassungstreue dauerhaft sicherzustellen. Die bloße Erklärung ersetzt keine tatsächliche 

Prüfung. Selbstverständlich würden sich strafrechtliche Möglichkeiten ergeben, wenn es 

nach einer schriftlichen Erklärung zu verfassungsfeindlichen Bestrebungen kommt, aber 

weder vorab noch bis zu diesem Zeitpunkt, stellt dies einen wirksamen 

Kontrollmechanismus dar. Ergänzend ist zu betonen, dass das bewusst vorsätzlich 

rechtswidrige Handeln in der Natur des Extremismus liegt.  

2) Die im Antrag verwendete Formulierung „bei denen wir damit rechnen, dass sie sich gegen die 

freiheitliche demokratische Grundordnung betätigen“ ist – gerade mit Blick auf die Sensibilität 

des Bereiches – unbestimmt formuliert. Sie verpflichtet Zuwendungsempfänger zu einer 
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ungewissen prognostischen Einschätzung über Dritte. Es sollte hingegen nachweislich 

bekannt sein, dass sich eine Person oder eine Organisation aktiv gegen die freiheitlich-

demokratischen Grundordnung betätigt.  

 

Neben diesen allgemeinen Punkten zum generellen Antrag, lassen sich darüber hinaus 

Kritikpunkte identifizieren, wenn der weitere Fortgang des Vorhabens in den Mittelpunkt gerückt 

wird.  

 

1) Wer soll eine entsprechende Kontrolle der Personen und Organisationen übernehmen? 

Die Prüfung verfassungsfeindlicher Bestrebungen ist originäre Aufgabe staatlicher 

Sicherheits- und Verfassungsschutzbehörden. Es ist zu hinterfragen, ob der 

Fördergeldgeber die personellen und zeitlichen Kapazitäten sowie das entsprechende 

Fachwissen über die aktuellen extremistischen Bewegungen im Land Nordrhein-Westfalen 

besitzt. Unabhängig davon, wer diese Prüfung durchführen müsste, wäre es unweigerlich 

der Fall, dass ein zusätzlicher und großer bürokratischer Aufwand entsteht.  

2) Die Extremismusklausel würde den Zustand einer Person bzw. einer Organisation zu 

einem bestimmten Zeitpunkt abbilden. Inwiefern ein weiterführendes Monitoring 

durchgeführt wird, ist unklar. Es ist sowohl denkbar, dass eine Person oder eine 

Organisation selbst in ein extremistisches Milieu abdriftet oder dass extremistische 

Akteure gezielt versuchen, demokratische Strukturen zu unterwandern. Eine punktuelle 

und gezielte Prüfung von Verdachtsfällen mit der Option des Mittelausschlusses erscheint 

hierbei effizienter.  

 

Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass der Antrag (Drucksache 18/14031) versucht einen 

Beitrag zur Extremismusbekämpfung zu leisten. Sowohl in der aktuellen Formulierung als auch in 

der hypothetischen Umsetzung finden sich jedoch Punkte, welche die Effizienz des ursprünglichen 

Vorhabens – der Bekämpfung von Extremismus – zuwiderlaufen. Die erfolgreiche 

phänomenübergreifende Extremismusprävention sowie -bekämpfung kann deswegen nicht mit 

diesem Vorhaben gewährleistet werden.  

 

 

 


